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Amtliche Bekanntmachung

der 1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Lübben 
für das Haushaltsjahr 2010

Aufgrund des § 79 der Gemeindeordnung des Landes Branden-
burg vom 15.10.1993 (GBL. I S. 398) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28.06.2006 (GVBl. I S. 74) wird nach 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung Nr.: 048/2010, 
vom 29.07.2010 folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen:

§ 1

Im Nachtragshaushalt werden
	 erhöht	 vermindert	 und damit der Gesamt-
	 um	 um	 betrag des Haushalts-
			   planes
			   gegenüber	 nunmehr
			   bisher	 festgesetzt
				    auf
	 EUR	 EUR	 EUR	 EUR
1. im Verwaltungshaushalt
die Einnahmen
	 230.400		  22.041.600	 22.272.000
die Ausgaben
	 230.400		  22.041.600	 22.272.000
2. im Vermögenshaushalt
die Einnahmen
	     5.700		    7.594.000	   7.599.700
die Ausgaben
	    5.700		    7.594.000	   7.599.700

§ 2

Es werden festgesetzt der:
1. 	 Gesamtbetrag der Kredite	 unverändert auf 	 0
2. 	 Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
	 ermächtigungen von	 0 auf 	 300.000
3. 	 Höchstbetrag der Kassen-
	 kredite	 unverändert auf 	 2.650.000

§ 3

Die Hebesätze der Realsteuern bleiben unverändert und betra-
gen:
1.	 Grundsteuer
	 a) für die land- und forstwirtschaftlichen 
	 Betriebe (Grundsteuer A)	 520 v. H.
	 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)	 380 v. H.
2. 	 Gewerbesteuer	 330 v. H.

§ 4

Der Stellenplan wurde geändert.

§ 5

Über- und außerplanmäßige Ausgaben sind gemäß § 81 Abs. 
1 letzter Satz der GO Brandenburg erheblich, wenn sie im Ein-
zelfall den Haushaltsansatz der Haushaltsstelle (alle Ausgaben-
arten) im Verwaltungs- und Vermögenshaushalt um mehr als 
20.000 EUR übersteigen. 
Ausgabenhaushaltsstellen, die aus zweckgebundenen Einnah-
men gedeckt werden, sind bis zur Höhe der Einnahmen davon 
ausgenommen.

§ 6

Erheblichkeitsgrenzen für den Erlass einer Nachtragssatzung
nach § 79 GO Brandenburg
1.	 Als erheblich im Sinne des § 79 Abs.2 Ziff. 1der GO Branden-

burg gilt ein Fehlbetrag, der 0,5 von Hundert des Gesamtvo-
lumens des laufenden Jahres übersteigt.

2.	 Als erheblich sind Mehrausgaben im Sinne von § 79 Abs.2 
Ziff. 2 der GO Brandenburg anzusehen, wenn bisher nicht 
veranschlagte Ausgaben das Volumen des Verwaltungs-
haushaltes um mehr als 0,5 % bzw. das Volumen des Ver-
mögenshaushaltes um mehr als 1% überschreiten.

3.	 Als geringfügig im Sinne des § 79 Abs.3 der GO Branden-
burg gelten:

	 Ausgaben für bisher nicht veranschlagte Baumaßnahmen, 
deren voraussichtliche Gesamtkosten nicht mehr als 20.000 
EUR betragen.
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Eine rechtsaufsichtliche Genehmigung vom Landrat des Land-
kreises Dahme-Spreewald, als allgemeine untere Landesbehör-
de, ist erforderlich und wurde am 03.08.2010 erteilt.
Lübben, den 05.08.2010

Lothar Bretterbauer
Bürgermeister

Bekanntmachung der 1. Nachtragssatzung 2010
Hiermit ordne ich an, dass die 1. Haushaltsnachtragssatzung für 
das Haushaltsjahr 2010 öffentlich bekannt gemacht wird.
Die von der Stadtverordnetenversammlung am 29.07.2010 
beschlossene 1. Nachtragshaushaltssatzung 2010 mit ihren 
Anlagen wurde der Kommunalaufsichtbehörde vorgelegt. Eine 
rechtsaufsichtliche Genehmigung vom Landrat des Landkreises 
Dahme-Spreewald, als allgemeine untere Landesbehörde, ist 
erforderlich und wurde am 03.08.2010 erteilt.
Die Haushaltssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2010 in Kraft.
Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung, den Haushaltsplan 
und in die Anlagen, im Rathaus, Poststraße 5, Zimmer 116 (Bür-
gerbüro), innerhalb der Öffnungszeiten, nehmen. 
Lübben, den 05.08.2010

Lothar Bretterbauer
Bürgermeister

Satzung der Jagdgenossenschaft Lübben-
Neuendorf

Die Versammlung der Mitglieder der Jagdgenossenschaft des 
gemeinschaftlichen Jagdbezirkes Lübben-Neuendorf hat am 
30. Juli 2010 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 

Name und Sitz der Jagdgenossenschaft

Die Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes 
Lübben-Neuendorf ist gemäß § 10 Abs. 1 LJagdG Bbg. eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts. Sie führt den Namen Jagdge-
nossenschaft Lübben-Neuendorf“ und hat gemeinsam mit ihrem 
Vorsitzenden ihren Sitz im Ortsteil Neuendorf der Stadt Lübben.

§ 2 

Gemeinschaftlicher Jagdbezirk
(1) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk umfaßt gem. § 8 Abs. 1 
Bundesjagdgesetz (BJG) mit Ausnahme der Eigenjagdbezirke 
alle Grundflächen der Gemeinde des Ortsteiles Neuendorf zu-
züglich der von der zuständigen Jagdbehörde angegliederten 
und abzüglich der abgetrennten Grundflächen.
(2) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk wird wie folgt im Grenzver-
lauf beschrieben:
- 	 Flurgrenzen der Gemarkung Neuendorf bei Lübben
- 	 die Gemarkungsgrenze zu Treppendorf im Norden
- 	 sowie die Gemarkung Lübben (kraft Gesetzes bis zum 01.04. 2013) 

- gelegen zwischen B 115 und B 87 im Nordosten
- 	 die Gemarkungsgrenzen zu Duben/Kaden im Südwesten
- 	 die Gemarkungsgrenze zu Ragow im Süden.

§ 3  
Gebiet der Jagdgenossenschaft

Das Gebiet der Jagdgenossenschaft umfaßt die jagdlich nutzba-
ren Grundflächen des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes, deren 
Eigentümer der Jagdgenossenschaft als Mitglieder angehören.

§ 4  
Mitglieder der Jagdgenossenschaft

(1) Mitglieder der Jagdgenossenschaft (Jagdgenossen) sind die 
Eigentümer der Grundflächen, die das Gebiet der Jagdgenos-
senschaft bilden. Eigentümer von Grundflächen des gemein-
schaftlichen Jagdbezirkes, auf denen die Jagd ruht oder aus 
anderen Gründen nicht ausgeübt werden darf, gehören gem. § 9 
Abs. 1 BJG insoweit der Jagdgenossenschaft nicht an.
(2) Die Jagdgenossenschaft führt ein Jagdkataster, in dem die 
Eigentümer der zum Gebiet der Jagdgenossenschaft gehö-
renden Grundflächen und deren Größen ausgewiesen werden. 
Das Jagdkataster ist fortzuführen; durch Eigentumswechsel 
eingetretene Änderungen hat der Erwerber dem Jagdvorstand 
nachzuweisen. Das Jagdkataster liegt für die Jagdgenossen 
und deren schriftlich bevollmächtigte Vertreter zur Einsicht beim 
Vorsitzenden der Jagdgenossenschaft offen.

§ 5  
Aufgaben der Jagdgenossenschaft

(1) Die Jagdgenossenschaft verwaltet nach Maßgabe des gel-
tenden Rechts unter eigener Verantwortung nach den Grundsät-
zen der Wirtschaftlichkeit und unter Berücksichtigung der jagdli-
chen Belange alle Angelegenheiten, die sich aus dem Jagdrecht 
der ihr angehörenden Jagdgenossen ergeben.
(2) Ihr obliegt nach Maßgabe des § 29 Abs. 1 BJG der Ersatz des 
Wildschadens, der an den zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk 
gehörenden Grundstücken entsteht.

§ 6  
Organe der Jagdgenossenschaft

Die Organe der Jagdgenossenschaft sind:
1. die Genossenschaftsversammlung und
2. der Jagdvorstand.

§ 7  
Genossenschaftsversammlung

Zur Teilnahme an der Genossenschaftsversammlung sind die 
Mitglieder der Jagdgenossenschaft berechtigt. Sie können sich 
durch ihre gesetzlichen Vertreter oder nach Maßgabe des § 10 
Abs. 4 dieser Satzung durch Bevollmächtigte vertreten lassen. 
Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen und dem Jagdvorsteher 
zu Beginn der Versammlung vorzulegen.

§ 8  
Zuständigkeit der Genossenschaftsversammlung

(1) Die Genossenschaftsversammlung beschließt die Satzung 
und deren Änderungen. Sie wählt:
a) 	 den Vorsitzenden des Jagdvorstandes (Jagdvorsteher),
b) 	 zwei Beisitzer,
c) 	 einen Stellvertreter, der den Vorsitzenden bzw. einen Beisit-

zer im Bedarfsfall vertritt,
d) 	 einen Schriftführer
e) 	 einen Kassenführer,
f) 	 zwei Rechnungsprüfer.
(2) Die Genossenschaftsversammlung beschließt weiterhin über
a) 	 den jährlichen Haushaltsplan,
b) 	 die Entlastung des Vorstandes und des Kassenführers,
c) 	 die Antragstellung zur Abrundung, Zusammenlegung und 

Teilung des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes,
d) 	 die Art der Jagdnutzung des gemeinschaftlichen Jagdbezir-

kes,
e) 	 das Verfahren und die Bedingungen für den Abschluß von 

Jagdverpachtungen,
f) 	 die Erteilung des Zuschlages bei der Jagdverpachtung,
g) 	 die Änderung und Verlängerung laufender Pachtverträge,
h) 	 die Zustimmung zur Weiter- und Unterverpachtung des ge-

meinschaftlichen Jagdbezirkes und zur Erteilung von ent-
geltlichen Jagderlaubnisscheinen, 

i) 	 den Zeitpunkt der Ausschüttung des Reinertrages aus der 
Jagdnutzung,
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j) 	 die Erhebung von Umlagen zum Ausgleich des Haushalts-
planes,

k) 	 die Beanstandung von Beschlüssen durch den Jagdvor-
stand,

I) 	 die Zustimmung zu Dringlichkeitsentscheidungen des Jagd-
vorstandes gem. § 12 Abs. 5 dieser Satzung,

m) 	die Festsetzung von Aufwandsentschädigungen für die Mit-
glieder des Jagdvorstandes, den Schriftführer, den Kassen-
führer und die Rechnungsprüfer.

(3) Regelungen im Sinne des Abs, 2 Buchstaben c), d), e), f), g), 
h), und i) können im Einzelfall durch Beschluß auf den Jagdvor-
stand übertragen werden.

§ 9  
Durchführung der Genossenschaftsversammlung

(1) Die Genossenschaftsversammlung ist vom Jagdvorsteher 
wenigstens einmal im Jahr einzuberufen. Der Jagdvorstand muß 
die Genossenschaftsversammlung auch einberufen, wenn min-
destens ein Viertel aller Jagdgenossen die Einberufung bei ihm 
schriftlich unter Angabe der auf die Tagesordnung zu setzenden 
Angelegenheiten beantragt.
(2) Die Genossenschaftsversammlung soll am Sitz der Jagdge-
nossenschaft stattfinden.
Sie ist öffentlich, soweit nicht durch Beschluß die Öffentlichkeit 
für die Beratung bestimmter Angelegenheiten ausgeschlossen 
wird.
(3) Die Einladung zur Genossenschaftsversammlung ergeht 
durch amtliche Bekanntmachung (§ 16 Abs. 2). Sie muß min-
destens 2 Wochen vorher erfolgen und Angaben über den Ort 
und den Zeitpunkt der Versammlung sowie die Tagesordnung 
enthalten.
(4) Den Vorsitz in der Genossenschaftsversammlung führt der 
Jagdvorsteher. Für die Abwicklung bestimmter Angelegenhei-
ten, insbesondere zur Leitung einer öffentlichen Versteigerung, 
kann ein anderer Versammlungsleiter bestellt werden.
(5) Unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ können 
Beschlüsse nach § 8 Abs. 1 bis 3 nicht gefaßt werden.
(6) Zu der Genossenschaftsversammlung ist die Aufsichtsbehör-
de rechtzeitig schriftlich einzuladen.

§ 10  
Beschlußfassung der Jagdgenossenschaft

(1) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen gem. § 9 Abs. 
3 BJG sowohl der Mehrheit der anwesenden und vertretenden 
Jagdgenossen als auch der Mehrheit der bei der Beschlußfas-
sung vertretenen Grundfläche.
(2) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft werden durch öffent-
liche Abstimmung gefaßt. Die Genossenschaftsversammlung 
kann auf Antrag von mindestens 3 Jagdgenossen, die zusam-
men mindestens ein Zehntel der Gesamtfläche des Gebietes der 
Jagdgenossenschaft vertreten müssen, zu einzelnen Tagesord-
nungspunkten eine schriftliche Abstimmung beschließen; das 
gilt nicht für Beschlüsse über die Verwendung des Reinertrages 
der
Jagdnutzung nach § 10 Abs. 3 BJG. Über die Einzelheiten der 
schriftlichen Abstimmung ist von den Mitgliedern des Jagdvor-
standes und den Stimmzählern Verschwiegenheit zu wahren; 
die Unterlagen sind vom Jagdvorstand mindestens 1 Jahr lang, 
im Falle der Beanstandung oder Anfechtung des Beschlusses 
für die Dauer des Verfahrens aufzubewahren.
(3) Jeder Jagdgenosse hat eine Stimme. Miteigentümer und 
Gesamthandseigentümer eines zum Gebiet der Jagdgenossen-
schaft gehörenden Grundstückes können ihr Stimmrecht nur 
einheitlich ausüben; sie haben dem Jagdvorstand schriftlich ei-
nen Bevollmächtigten zu benennen.
(4) Ein bevollmächtigter Vertreter darf höchstens „drei Jagdge-
nossen“ vertreten. Die von einem Bevollmächtigten vertretene 
Grundfläche darf einschließlich seiner eigenen Grundfläche ein 
Drittel der Gesamtfläche des Gebietes der Jagdgenossenschaft 
nicht überschreiten.
(5) Ein Jagdgenosse oder ein Bevollmächtigter ist von der Mit-

wirkung an der Abstimmung entsprechend § 34 BGB ausge-
schlossen, kann sich auch nicht vertreten lassen und auch kei-
nen anderen vertreten, wenn sich die Beschlußfassung auf den 
Abschluß eines Rechtsgeschäftes oder auf einen Rechtsstreit 
zwischen der Jagdgenossenschaft und ihm selbst bezieht.
(6) Über die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Aus ihr muß auch hervorgehen, wieviele 
Jagdgenossen anwesend waren und welche Grundfläche von 
ihnen vertreten wurde. Die Niederschrift ist vom Jagdvorsteher 
und vom Schriftführer zu unterzeichnen und der nächsten Ge-
nossenschaftsversammlung zur Billigung vorzulegen. Die Auf-
sichtsbehörde ist innerhalb eines Monats über die Beschlüsse 
der Jagdgenossenschaft zu unterrichten.

§ 11  
Vorstand der Jagdgenossenschaft

(1) Der Jagdvorstand besteht gemäß § 10 Abs. 6 LJagd Bbg. 
aus dem Jagdvorsteher (Vorsitzenden) und zwei Beisitzern. Die 
Mitglieder des Jagdvorstandes werden im Falle der Verhinde-
rung durch den Stellvertreter vertreten.
(2) Wählbar für den Jagdvorstand ist
- jeder Jagdgenosse, der volljährig und geschäftsfähig ist; ist 
eine Personengemeinschaft oder eine juristische Person Mit-
glied der Jagdgenossenschaft, so sind auch deren gesetzliche 
Vertreter wählbar.
(3) Der Jagdvorstand wird für eine Amtszeit von vier Geschäfts-
jahren gewählt. Die Amtszeit beginnt mit dem auf die Wahl fol-
genden Geschäftsjahr; es sei denn, daß im Zeitpunkt der Wahl 
kein gewählter Jagdvorstand vorhanden ist; in diesem Fall be-
ginnt sie mit der Wahl und verlängert sich um die Zeit von der 
Wahl bis zu Beginn des nächsten Geschäftsjahres.
Die Amtszeit verlängert sich bis zur Wahl eines neuen Jagdvor-
standes um höchstens drei Monate, sofern innerhalb der letz-
ten drei Monate vor dem Ende der satzungsmäßigen Amtszeit 
mindestens eine Genossenschaftsversammlung stattgefunden 
hat und es in dieser nicht zur Wahl eines neuen Jagdvorstanden 
gekommen ist.
(4) Der Schriftführer und der Kassenführer werden für die glei-
che Amtszeit von vier Geschäftsjahren gewählt wie der Jagdvor-
stand; Abs. 3 Sätze 2 und 3 finden entsprechende Anwendung.
Die Aufgaben des Schriftführers und des Kassenführers können 
auch vom 1. oder 2. Beisitzer übernommen werden.
(5) Endet die Amtszeit eines Mitgliedes des Jagdvorstandes vor-
zeitig durch Tod, Rücktritt oder Verlust der Wählbarkeit, so rückt 
der für ihn gewählte Stellvertreter als Ersatzmitglied in den Jagd-
vorstand nach; in diesem Fall ist für den Rest der Amtszeit in der 
nächsten Genossenschaftsversammlung ein neuer Stellvertreter 
zu wählen. In gleicher Weise ist eine Ersatzwahl vorzunehmen, 
wenn ein stellvertretendes Mitglied des Jagdvorstandes oder 
ein anderer Funktionsträger vorzeitig ausscheidet.

§ 12  
Vertretung der Jagdgenossenschaft

(1) Der Jagdvorstand vertritt die Jagdgenossenschaft gemäß 
§ 9 Abs. 2 BJG gerichtlich und außergerichtlich. Er verwaltet 
die Angelegenheiten der Jagdgenossenschaft und ist hierbei an 
die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung gebunden. 
Bei der Abgabe rechtsgeschäftlicher Erklärungen müssen un-
beschadet der Regelung in Abs. 4 Satz 1 alte Mitglieder des 
Jagdvorstandes gemeinschaftlich handeln.
(2) Der Jagdvorstand hat die Beschlüsse der Genossenschafts-
versammlung vorzubereiten und durchzuführen. Insbesondere 
obliegt ihm
a) 	 die Feststellung und Ausführung des Haushaltsplanes,
b) 	 die Anfertigung der Jahresrechnung,
c) 	 die Überwachung der Schrift- und Kassenführung,
d) 	 die Verteilung der Erträge an die einzelnen Jagdgenossen,
e) 	 die Feststellung der Umlagen der einzelnen Mitglieder.
(3) Ein Mitglied des Jagdvorstandes darf bei Angelegenheiten 
der Jagdgenossenschaft nicht beratend oder entscheidend 
mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst, seinem Ehegat-
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ten, seinen Verwandten bis zum dritten oder Verschwägerten 
bis zum zweiten Grade oder einer von ihm kraft Gesetzes oder 
rechtsgeschäftlicher Vollmacht vertretenen Person einen unmit-
telbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.
(4) In Angelegenheiten, die an sich der Beschlußfassung durch 
die Genossenschaftsversammlung unterliegen, entscheidet der 
Jagdvorstand, falls die Erledigung keinen Aufschub duldet. In 
Fällen äußerster Dringlichkeit kann der Jagdvorsteher zusam-
men mit einem Beisitzer entscheiden.
(5) Zu Entscheidungen gemäß § 4 hat der Jagdvorsteher unver-
züglich die Zustimmung der Genossenschaftsversammlung ein-
zuholen. Diese kann die Dringlichkeitsentscheidung aufheben, 
soweit nicht schon Rechte Dritter entstanden sind.
(6) Solange die Jagdgenossenschaft keinen vollständigen Jagd-
vorstand gewählt hat, werden die Geschäfte des Jagdvorstan-
des nach Maßgabe des § 9 Abs. 2 BJG in Verbindung mit § 10 
Abs. 7 LJagdBbg. vom Gemeindevorstand wahrgenommen. Die 
Kosten der vorübergehenden Geschäftsführung trägt die Jagd-
genossenschaft.
(7) Die Mitglieder des Jagdvorstandes sind ehrenamtlich tätig.

§ 13 
 Sitzungen des Jagdvorstandes

(1) Der Jagdvorstand tritt auf Einladung des Jagdvorstehers 
nach Bedarf, mindestens aber einmal halbjährlich zusammen. Er 
muß einberufen werden, wenn ein Mitglied des Jagdvorstandes 
dies schriftlich beantragt.
(2) Der Jagdvorstand ist beschlußfähig, wenn alle Mitglieder an-
wesend oder vertreten sind. Der Jagdvorstand entscheidet mit 
der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder, Stimmenthaltung 
ist nicht zulässig.
(3) Die stellvertetenden Mitglieder können an den Sitzungen des Jagd-
vorstandes beratend teilnehmen; sie sind zu den Sitzungen einzuladen.
(4) Die Sitzungen des Jagdvorstandes sind nicht öffentlich. Der 
Schriftführer und der Kassenführer sollen an den Sitzungen teil-
nehmen; sie sind zu den Sitzungen einzuladen.
(5) Der Jagdvorstand kann Beschlüsse der Jagdgenossenschaft, 
die das geltende Recht verletzen, innerhalb einer Woche bean-
standen. Ist ein Beschluß beanstandet worden, so ist innerhalb 
eines Monats nach der Beanstandung eine Genossenschafts-
versammlung durchzuführen.
(6) Über die Beschlüsse des Jagdvorstandes ist eine Nieder-
schrift zu fertigen und von den Teilnehmern der Sitzung zu unter-
zeichnen. Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines Monats über 
die Beschlüsse des Jagdvorstandes zu unterrichten.
(7) Der Jagdvorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 14  
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

(1) Die Jagdgenossenschaft stellt für jedes Geschäftsjahr einen 
Haushaltsplan auf, der die voraussichtlichen Einnahmen und 
Ausgaben enthält. Der Haushaltsplan muß ausgeglichen sein.
(2) Zum Endes des Geschäftsjahres ist eine Jahresrechnung zu 
erstellen, die den Rechnungsprüfern zur Prüfung und der Ge-
nossenschaftsversammlung zur Entlastung des Vorstandes und 
des Kassenführers vorzulegen ist.
(3) Die Rechnungsprüfer werden jeweils im voraus für ein Ge-
schäftsjahr bestellt; einmalige Wiederwahl ist zulässig. Rech-
nungsprüfer kann nicht sein, wer dem Jagdvorstand als Mitglied 
oder Stellvertreter angehört oder ein anderes Amt für die Jagd-
genossenschaft innehat oder wer zu einem Funktionsträger in 
einer Beziehung der in § 12 Abs. 3 bezeichneten Art steht.
(4) Im Übrigen finden für das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen einschließlich der Rechnungsprüfung die für die 
Gemeinden des Landes Brandenburg geltenden Vorschriften 
entsprechende Anwendung.

§ 15  
Geschäfts- und Wirtschaftsführung

(1) Geschäftsjahr der Jagdgenossenschaft ist das Jagdjahr im 
Sinne des § 11 Abs. 4 BJG.

(2) Einnahme- und Ausgabeanordnungen der Jagdgenossen-
schaft sind vom Jagdvorsteher und einem Beisitzer zu unter-
zeichnen, welcher nicht Kassenführer ist.
(3) Kassenführer kann nicht sein, wer zur Unterschrift von Kas-
senanordnungen befugt ist.
(4) Die Einnahmen der Jagdgenossenschaft sind, soweit sie 
nicht zur Erfüllung der Aufgaben der Genossenschaft oder nach 
Maßgabe des Haushaltsplanes zur Bildung von Rücklagen oder 
zu anderen Zwecken zu verwenden sind, an die Mitglieder aus-
zuschütten. Sie sind bis zu ihrer Verwendung verzinslich anzule-
gen. Durch den Beschluß über die Bildung von Rücklagen oder 
die anderweitige Verwendung der Einnahmen wird der Anspruch 
des Jagdgenossen, der dem Beschluß nicht zugestimmt hat, auf 
Auszahlung seines Anteils am Reinertrag der Jagdnutzung ge-
mäß § 10 Abs. 3 BJG nicht berührt.
(5) Von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft dürfen Umla-
gen nur erhoben werden, wenn und soweit dies zum Ausgleich 
des Haushaltsplanes unabweisbar notwendig ist.

§ 16  
Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft

(1) Die Satzung und Änderungen der Satzung sind durch Veröf-
fentlichung im Amtsblatt des Amtes der Stadt Lübben (Stadtan-
zeiger) im vollen Wortlaut bekanntzumachen.
(2) Die Bestimmung des Abs. 1 Satz 2 gilt auch für sonstige Be-
kanntmachungen der Jagdgenossenschaft, insbesondere der 
Einladung zur Genossenschaftsversammlung, des jährlichen 
Haushaltsplanes, der Beschlüsse über die Festsetzung von Um-
lagen und der Beschlüsse über die Verwendung des Reinertra-
ges nach § 10 Abs. 3 BJG.
(3) Auswärtige Jagdgenossen sind verpflichtet,
- 	 dem Jagdvorstand einen am Sitz der Jagdgenossenschaft 

wohnenden Zustellungsbevollmächtigten zu benennen.

§ 17  
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(1) Diese Satzung wird gemäß § 10 Abs. 2 LJagdG Bbg. mit der 
Veröffentlichung rechtsverbindlich.
Lübben, den 30. Juli 2010

Genehmigungsverfügung

Die vorstehende Satzung der Jagdgenossenschaft Lübben-
Neuendorf vom 30. Juli 2010 wird von mir gemäß § 10 Abs. 2 
LJagd Bbg. genehmigt.
Lübben, der 12.08.2010
(Ort/Datum)

	  

Der Landrat

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Genehmigung wird gemäß § 10 Abs. 2 BJagd 
Bbg. in Verbindung mit § 16 Abs. 1 der Satzung vom 30. Juli 
2010 im Amtsblatt der Stadt Lübben (Stadtanzeiger) öffentlich 
bekannt gemacht.
Neuendorf, 30.07.2010
(Ort/Datum)
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Land Brandenburg
Ministerium für Wirtschaft und
Europaangelegenheiten des Landes Brandenburg
Heinrich-Mann-Allee 107
14473 Potsdam	 Aktenzeichen: 09.53-1420

Öffentliche Bekanntmachung

eines Antrags nach § 9 Absatz 4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Lübben im Bereich der 
Stadt Lübben/Spreewald

Die Firma Stadt- und Überlandwerke GmbH Lübben, Bahnhofstraße 30 in 15907 Lübben, hat mit Datum vom 30. April 2010, ein-
gegangen am 30. April 2010, einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten zum Besitz und 
Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneuerung einer bereits bestehenden Energieanlage [Gasleitung Lübben, Schillerstraße (GD-
VG-002/2010)] nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für Grundstücke in der Gemarkung Lübben in der 
Stadt Lübben/Spreewald gestellt. Dieser Antrag wird unter dem Aktenzeichen 09.53-1420 geführt.

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 
2192), zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 
der Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts 
(Sachenrechts-Durchführungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900) öffentlich bekannt gemacht.

Auslegung:
Die Antragsunterlagen können von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten Tag der Veröffentlichung im Minis-
terium für Wirtschaft und Europaangelegenheiten (Haus 8A, Zimmer 218), Heinrich-Mann-Allee 107 in 14473 Potsdam, nach 
Terminvereinbarung unter (03 31) 86 6- 16 84 oder 16 86 (montags bis donnerstags in der Zeit von 08.00 bis 15.00 Uhr und freitags 
in der Zeit von 08.00 bis 12.00 Uhr) - bzw. nach vorheriger Absprache auch außerhalb dieser Zeiten - eingesehen werden. Die Frage, 
ob ein Grundstück betroffen ist, kann vorab unter Angabe der Gemarkung, Flur, Flurstücksnummer und des Aktenzeichens telefo-
nisch geklärt werden.

Hinweis zum Einlegen von Widersprüchen:
Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 
3. Oktober 1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energieanlagen entstanden. Durch diese beschränkte persön-
liche Dienstbarkeit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung 
des Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag 
zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtig-
ten an dem Grundstück geregelt werden.
Da die Dienstbarkeit durch Gesetz bereits entstanden ist, kann ein Widerspruch nicht damit begründet werden, dass kein Einver-
ständnis mit der Belastung des Grundbuches erteilt wird. Ein in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, 
dass die Anlage bzw. Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt und/oder am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunter-
nehmen oder dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung 
fehlerhaft (also anders als vom Unternehmen) dargestellt ist.
Der Widerspruch kann innerhalb von vier Wochen nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung beim Ministerium für 
Wirtschaft und Europaangelegenheiten - Referat 24 -, Heinrich-Mann-Allee 107 in 14473 Potsdam durch den Berechtigten (Grund-
stückseigentümer, Erbbauberechtigter usw.) schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. Wir möchten Sie bitten, nur in wirklich 
begründeten Fällen von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch zu machen.

Potsdam, 30. August 2010
Im Auftrag

(Grunenberg)
____________________________________________________________________________________________________________________

Land Brandenburg
Ministerium für Wirtschaft und
Europaangelegenheiten des Landes Brandenburg
Heinrich-Mann-Allee 107
14473 Potsdam	 Aktenzeichen: 09.53-1418

Öffentliche Bekanntmachung

eines Antrags nach § 9 Absatz 4 Grundbuchbereinigungsgesetz in den Gemarkungen Lübben  
und Hartmannsdorf im Bereich der Stadt Lübben/Spreewald

Die Firma Stadt- und Überlandwerke GmbH Lübben, Bahnhofstraße 30 in 15907 Lübben, hat mit Datum vom 30. April 2010, ein-
gegangen am 30. April 2010, einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten zum Besitz und 
Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneuerung einer bereits bestehenden Energieanlage [Gasleitung Lübben - Spreewerk (GD-
VG-006/2010)] nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für Grundstücke in den Gemarkungen Lübben 
und Hartmannsdorf in der Stadt Lübben/Spreewald gestellt. Dieser Antrag wird unter dem Aktenzeichen 09.53-1418 geführt.
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Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 
2192), zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBL I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 
der Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts 
(Sachenrechts-Durchführungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900) öffentlich bekannt gemacht.

Auslegung:
Die Antragsunterlagen können von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten Tag der Veröffentlichung im Minis-
terium für Wirtschaft und Europaangelegenheiten (Haus 8A, Zimmer 218), Heinrich-Mann-Allee 107 in 14473 Potsdam, nach 
Terminvereinbarung unter (03 31) 86 6- 16 84 oder 16 86 (montags bis donnerstags in der Zeit von 08.00 bis 15.00 Uhr und freitags 
in der Zeit von 08.00 bis 12.00 Uhr) - bzw. nach vorheriger Absprache auch außerhalb dieser Zeiten - eingesehen werden. Die Frage, 
ob ein Grundstück betroffen ist, kann vorab unter Angabe der Gemarkung, Flur, Flurstücksnummer und des Aktenzeichens telefo-
nisch geklärt werden.

Hinweis zum Einlegen von Widersprüchen:
Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. 
Oktober 1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energieanlagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwi-
schen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten 
an dem Grundstück geregelt werden.
Da die Dienstbarkeit durch Gesetz bereits entstanden ist, kann ein Widerspruch nicht damit begründet werden, dass kein Einver-
ständnis mit der Belastung des Grundbuches erteilt wird. Ein in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, 
dass die Anlage bzw. Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt und/oder am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunter-
nehmen oder dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung 
fehlerhaft (also anders als vom Unternehmen) dargestellt ist.
Der Widerspruch kann innerhalb von vier Wochen nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung beim Ministerium für 
Wirtschaft und Europaangelegenheiten - Referat 24 -, Heinrich-Mann-Allee 107 in 14473 Potsdam durch den Berechtigten (Grund-
stückseigentümer, Erbbauberechtigter usw.) schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. Wir möchten Sie bitten, nur in wirklich 
begründeten Fällen von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch zu machen.

Potsdam, 30. August 2010 
Im Auftrag

(Grunenberg)
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